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Rechtssatz 

Bei der Abwägung der persönlichen Interessen des Fremden an einem Verbleib im Bundesgebiet mit dem 
öffentlichen Interesse an der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme kommt auch dem 
Umstand Bedeutung zu, dass eine medizinische Behandlung in Österreich vorgenommen wird. Wenn für 
den Fremden keine Aussicht besteht, sich in seinem Heimatstaat oder einem anderen Land außerhalb 
Österreichs der für ihn notwendigen Behandlung unterziehen zu können, kann das - abhängig von den 
dann zu erwartenden Folgen - eine maßgebliche Verstärkung der persönlichen Interessen an einem 
Verbleib in Österreich darstellen (vgl. VwGH vom 11. Oktober 2005, 2002/21/0132). Bei einer solchen 
Interessenabwägung ist auch ein Vorbringen zu berücksichtigen, es werde eine durch die Rückkehr in den 
Herkunftsstaat wegen der dort herrschenden Verhältnisse bewirkte maßgebliche Verschlechterung des 
Gesundheitszustandes des Fremden, insbesondere die deutliche Verschlimmerung psychischer Probleme, 
eintreten (vgl. VwGH vom 12. November 2015, Ra 2015/21/0101). 
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